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Preußiſche Gejehjammlung 


1930 | Ausgegeben zu Berlin, den 22. März 1930 | Nr. 10 


(Nr. 13479.) Satzung der Preußiſchen Staatsbank (Seehandlung). Vom 18. März 1930. 


Auf Grund des § 3 des Geſetzes über die Preußiſche Staatsbank (Seehandlung) vom 
22. Februar 1930 (Geſetzſamml. S. 19) wird unter Aufhebung des Beſchluſſes vom 11. März 1926 
(Geſetzſamml. S. 123) folgende 


Satzung der Preußiſchen Staatsbank (Seehandlung) 
erlaſſen: 


I. Allgemeines. 
1. Rechtsform, Sitz und Geſchäftsjahr. 
8 1. N 
(1) Die Preußiſche Staatsbank (Seehandlung) iſt eine rechtsfähige Anſtalt des öffentlichen 
Rechtes mit eigenem Vermögen. 
(2) Ihr Sitz iſt Berlin. 
(3) Ihr Geſchäftsjahr iſt das Kalenderjahr. 


2. Staatshaftung. 


§ 2. 
Für die Verbindlichkeiten der Staatsbank haftet der Staat unbeſchränkt. 


3. Staatsrechtliche Stellung. 


§ 3. 
Die Staatsbank ſteht unter der Aufſicht des Finanzminiſters. Er kann ihr Weiſungen erteilen. 


II. Geſchäftskreis. 
§ 4. 

(1) Die Staatsbank hat die Aufgabe, die Intereſſen des Preußiſchen Staates auf dem 
Kapital⸗ und Geldmarkte wahrzunehmen. Sie hat für ihn alle Geſchäfte durchzuführen, bei denen 
er der Mitwirkung einer Bank bedarf, und die Staatsverwaltung in allen einſchlägigen Fragen 
zu unterſtützen und zu beraten. 

(2) Zur Erfüllung dieſer Aufgabe hat ſie enge geſchäftliche Beziehungen zur Wirtſchaft, 
insbeſondere zu den Banken zu unterhalten. Sie ſoll ihre Gelder, ſoweit ſie nicht alsbald für 
öffentliche Zwecke gebraucht werden, der Wirtſchaft zuführen. 


85. 
() Die Staatsbank ift befugt, im Auftrage des Staates alle Geſchäfte abzuſchließen, die 
der Betrieb eines Bankgeſchäfts mit ſich bringt oder die durch die der Staatsbank übertragenen 
Aufgaben geboten ſind. { 
(2) Sie iſt ferner befugt, folgende Geſchäfte zu betreiben: 

1. verzinsliche Gelder im Depoſiten⸗, Kontokorrent⸗, Giro» und Scheckverkehr entgegen⸗ 
zunehmen; 

2. Darlehen aufzunehmen; 

3. Wechſel und Schecks, aus denen drei als zahlungsfähig bekannte Verpflichtete haften, 
zu diskontieren, zu kaufen und zu verkaufen. Von dem Erfordernis der dritten 
Unterſchrift kann abgeſehen werden, wenn durch eine Nebenſicherheit oder in ſonſtiger 

Weeiſe die Sicherheit des Wechſels oder Schecks gewährleiſtet iſt. Die von der Staats⸗ 
bank diskontierten Wechſel ſollen nur gute Handelswechſel ſein; 
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4. Privatdiskonten zu kaufen und zu verkaufen; 

5. Wechſelgiroverbindlichkeiten einzugehen; 

6. Schatzwechſel und Schatzanweiſungen Preußens, des Deutſchen Reichs und der deutſchen 
Länder zu kaufen; 

7. zinsbare Darlehen gegen bewegliche Pfänder zu gewähren (Lombardverkehr), und zwar 

a) gegen Gold und Silber, gemünzt und ungemünzt, 

b) gegen Deviſen und gegen Wertpapiere, die an einer deutſchen Börſe amtlich 
notiert ſind, 

e) gegen Schatzwechſel und Schatzanweiſungen Preußens, des Reichs und der Länder, 

d) gegen Wechſel, die anerkannt ſolide Verpflichtete aufweiſen; 

8. Wertgegenſtände in Verwahrung und in Verwaltung zu nehmen und die damit im 
Zuſammenhange ſtehenden Geſchäfte zu beſorgen (Einlöſung von Zinsſcheinen und 
Dividendenſcheinen uſw.); 

9. das Emiſſions⸗ und das Konſortialgeſchäft zu betreiben; 

10. für fremde Rechnung Inkaſſogeſchäfte zu beſorgen, Zahlungen zu leiſten ſowie Kredit⸗ 

briefe und Akkreditive auszuſtellen; 

11. Edelmetalle, Wertpapiere und Deviſen zu kaufen und zu verkaufen. 

(3) Ungedeckte Kredite dürfen nur an Unternehmungen gewährt werden, deren Ver⸗ 
pflichtungen vom Preußiſchen Staate oder vom Deutſchen Reiche gewährleiſtet ſind, ſowie an Unter⸗ 
nehmungen, an denen der Preußiſche Staat oder das Deutſche Reich mit Kapital beteiligt ſind, 
wenn der Preußiſche Staat oder das Deutſche Reich einen ausſchlaggebenden Einfluß auf die 
Unternehmungen ausübt. Verfügbare Kaſſenbeſtände dürfen in Ermangelung anderer Anlage— 
möglichkeiten bei erſten Banken von unbezweifelter Sicherheit ohne beſondere Sicherſtellung 
vorübergehend untergebracht werden. 

(4) Zur Pflege des Realkredits und des ſonſtigen langlaufenden Anlagekredits ſowie zur 
Lombardierung von Warenbeſtänden iſt die Staatsbank nicht berufen. Die Hereinnahme von 
Hypotheken, Bürgſchaften und anderen Sicherheiten als Nebendeckung iſt zugelaſſen. 

(5) Zum Erwerbe, zur Belaſtung und zur Veräußerung von Grundſtücken bedarf es, ſoweit 
ſich dieſe Rechtsgeſchäfte nicht aus dem laufenden Geſchäftsverkehr ergeben, der Einwilligung des 
Finanzminiſters. 

(6) Zur Aufnahme vorſtehend nicht aufgeführter Geſchäftszweige oder zum Abſchluß 
einzelner abweichender Geſchäfte iſt die Einwilligung des Finanzminiſters erforderlich. 


UI. Generaldirektion. 
1. Allgemeines. 


§ 6. 
(1) Die Generaldirektion verwaltet die Staatsbank und führt ihre un 
(2) Die Generaldirektion hat die Eigenſchaft einer Behörde. 


§ 7. 
Die Generaldirektion beſteht aus dem Präſidenten, ſeinem, Stellvertreter und den übrigen 
Mitgliedern. . 


2. Innerer Geſchäftsbetrieb. 


§ 8. 
Der Präſident leitet den inneren Geſchäftsbetrieb der Staatsbank. 


Der Generaldirektion liegt die Verteilung 5 Geſchäfte unter die ee Mitglieder der 
een ob. 
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(1) Der Präſident beraumt die Sitzungen der Generaldirektion an und . in ihnen 
den Vorſitz. 

(2) Die Generaldirektion beſchließt nach der Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Präſidenten den Ausſchlag. 

(8) Erſcheint dem Präſidenten ein Beſchluß der Generaldirektion bedenklich, ſo kann er ſeine 
Ausführung unterſagen; er hat die Angelegenheit unverzüglich dem Finanzminiſter zur Entſcheidung 
zu unterbreiten. 

3. Geſchäftsführung. 
§ 11. 

(1) Die Geſchäfte der Staatsbank find unter Berückſichtigung des Staatswohls und der 
allgemeinen wirtſchaftlichen Erforderniſſe nach kaufmänniſchen Grundſätzen zu führen. Die 
Erzielung von Gewinn iſt nicht Hauptzweck des Geſchäftsbetriebs. 


(2) Von Beſchlüſſen und Anordnungen, die für die Geſchäftsgebarung und die Entwicklung 
der Staatsbank von grundſätzlicher Bedeutung ſind, iſt dem Finanzminiſter Anzeige zu erſtatten; 
in Fällen von beſonderer Wichtigkeit iſt ſeine Einwilligung einzuholen. 


§ 12. 
Die Führung der Bücher und die Aufſtellung des Jahresabſchluſſes beſtimmen ſich nach 
den Vorſchriften des Handelsgeſetzbuchs über die Aktiengeſellſchaft. 
§ 13. 
Die Feſtſtellung des Jahresabſchluſſes und die Entlaſtung der . der General⸗ 
direktion liegt dem Finanzminiſter ob. 
§ 14. 
Der Jahresgewinn der Staatsbank fließt der Staatskaſſe zu, ſoweit er nicht der Staatsbank 
vom Finanzminiſter zur Erhöhung ihres Grundkapitals oder ihrer Rücklagen belaſſen wird. 
4. Vertretung. 
§ 15. 
(1) Die Staatsbank wird von der Generaldirektion gerichtlich und außergerichtlich vertreten. 
(2) Die Generaldirektion iſt der Staatsbank gegenüber verpflichtet, die Beſchränkungen 
einzuhalten, die durch die Satzung für den Umfang ihrer Vertrelungsbefugnis feſtgeſetzt find. 
Dritten gegenüber hat die Beſchränkung ihrer Vertretungsbefugnis keine rechtliche Wirkung. 
(3) Willenserklärungen der Staatsbank werden von zwei Mitgliedern der Generaldirektion 
abgegeben; die Generaldirektion kann Vertretungsvollmacht erteilen. Zur Abgabe von Willens⸗ 
erklärungen gegenüber un Staatsbank genügt, die Abgabe Ra de einem Mitgliede der 


Generaldirektion. Je 73 RN 
IV. Beirat. DR 9 f N 15 
§ 16. 
(1) Der Beirat iſt berufen, die Generaldirektion bei den 1 der Staatsbank zu beraten. 
(2) Dem Beirat iſt Kenntnis von dem geſamten Stande der Geſchäfte zu geben. Der 
Finanzminiſter und der Präſident können ihn über alle den Geſchäftsbereich der Staatsbank 
berührenden Fragen gutachtlich hören. Der Beirat iſt befugt, Vorſchläge über ihm geboten. 
un Maßnahmen zu machen. 
) Insbeſondere iſt der Beirat gutachtlich zu hören üben 
1. die Grundſätze der Kreditgewährung, 
2. die Grundſätze für die Annahme von Einlagen, 
3. die Aufnahme neuer Geſchäftszweige, 
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4. allgemeine Geſchäftsanweiſungen, 

5. die Auswahl der vom Finanzminiſter zur Prüfung der Geſchäftsführung, der Bücher 
und des Jahresabſchluſſes der Staatsbank zu beſtimmenden Reviſionsgeſellſchaft, 

6. den Jahresabſchluß und die Verwendung des Jahresgewinns. 


5 105 


(1) Der Beirat beſteht aus dem Präſidenten und anderen Mitgliedern, die vom Staats⸗ 
miniſterium auf die Dauer von drei Jahren beſtellt werden. 


(2) Beamte ſcheiden mit Aufgabe der Dienſtſtellung aus, auf Grund deren ſie zum Mitgliede 
des Beirats beſtellt worden ſind. Entſprechendes gilt für Mitglieder des Landtags bei Beendigung 
der e im . 

§ 18. 

Den Vorſitz im Beirate führt der Präſident, im Behinderungsfall ein anderes vom Finanz⸗ 

miniſter zu beſtimmendes Mitglied. 
§ 19. 
(1) Der Beirat tritt in der Regel einmal in jedem Kalendervierteljahr, im übrigen nach 


Bedarf zuſammen. Er iſt auch einzuberufen, wenn fünf Mitglieder es ſchriftlich unter Angabe 
des Zweckes und der Gründe beantragen. 


(2) Der Beirat wird vom Vorſitzenden einberufen. Die Einberufung erfolgt ſchriftlich unter 
Mitteilung der Tagesordnung. Mit Zuſtimmung des Vorſitzenden können auch nachträglich 
Gegenſtände auf die Tagesordnung geſetzt werden. 

8 20. 
Der Beirat kann die Erledigung von Aufgaben Ausſchüſſen übertragen. 
3 8 21. 
Der Beirat beſtimmt ſeine Geſchäftsordnung und die Geſchäftsordnung feiner Ausſchüſſe. 
8 22. 

Der Beirat und ſeine Ausſchüſſe beſchließen nach der Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 

Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 
8 23. 

(1) Der Vorſitzende beſtellt für jede Sitzung einen Schriftführer, der nicht Mitglied des 
Beirats zu ſein braucht. Der Sitzungsbericht iſt von dem Vorſitzenden, zwei vom Beirate zu 
wählenden Mitgliedern und dem Schriftführer zu unterzeichnen. 

; (2) Eine Abſchrift des Sitzungsberichts ift dem Finanzminiſter vorzulegen. 
§ 24. 

Die Mitglieder des Beirats erhalten für ihre Tätigkeit Sitzungstagegelder ſowie gegebenen⸗ 

falls Reiſetagegelder und Fahrkoſten, die der Beirat feſtſetzt. 


Berlin, den 18. März 1930. 


\ 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Höpker Aſchoff. 
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